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SPRUCH 

Das wahre Geheimnis des Erfolgs ist die Begeisterung. 

Walter Percy Chrysler; 1875 – 1940, amerikanischer Automobil-Pionier und Be-

gründer des internationalen Automobilunternehmens Chrysler Corporation 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

 Vergütung von Bereitschaftszeiten 

Arbeitsbereitschaft ist ebenso wie Bereitschaftsdienst eine ver-
gütungspflichtige Arbeitsleistung. Der Bereitschaftsdienst muss 
aber nicht wie Vollarbeit vergütet werden. Die Arbeitsvertrags-
parteien können für diese Sonderform der Arbeit ein geringeres 
Entgelt als für Vollarbeit vereinbaren. Dies gilt auch dann, 
wenn der Bereitschaftsdienst zusammen mit der regulären Ar-
beitszeit die wöchentliche Höchstarbeitszeit des Arbeitszeitge-
setzes überschreitet. Bereitschaftsdienst, den der Arbeitgeber 
nicht hätte anordnen dürfen und den der Arbeitnehmer den-
noch leistet, bleibt Bereitschaftsdienst und wird nicht etwa von 
selbst zu voller Arbeitsleistung mit einem entsprechenden Ver-
gütungsanspruch. Hat die Ableistung der Bereitschaftsdienste 
gegen öffentlich-rechtliche Arbeitsschutzvorschriften verstoßen 
und waren die zugrundeliegenden Anordnungen nichtig, führt 
dies nicht zur Nichtigkeit der Vergütungsvereinbarung. Die Vor-
schriften zur Arbeitszeit, den Ruhepausen, zur Ruhezeit usw. 
dienen dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer und sollen 
ihn vor einer die Gesundheit gefährdenden Überbeanspruchung 
bewahren. Eine angemessene Vergütung der Arbeit wollen sie 
dagegen nicht sicherstellen. Dem Ziel des Gesundheitsschutzes 
steht es grundsätzlich entgegen, finanzielle Anreize für eine 
Überschreitung der Arbeitszeitgrenzen zu setzen, indem bei-
spielsweise die geringere Bereitschaftsdienstvergütung auf den 
Stundenlohn für Vollarbeit angehoben wird. 

 

 
 

  



Familienrecht/Erbrecht 
 
"Düsseldorfer Tabelle" ab dem 1.1.2021 
  
Die "Düsseldorfer Tabelle" ist Richtlinie und Hilfsmittel für die 
Bemessung des angemessenen Unterhalts im Sinne des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs und wird von allen Oberlandesgerichten 
zur Bestimmung des Kindesunterhalts verwendet. Zum 
1.1.2021 wurden die Regelsätze angepasst und betragen nun 
bei einem Nettoeinkommen des/der Unterhaltspflichtigen bis 
1.900 €: 
393 € für Kinder von 0 - 5 Jahren, 
451 € für Kinder von 6 - 11 Jahren, 
528 € für Kinder von 12 - 17 Jahren und 
564 € für Kinder ab 18 Jahren. 
Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Pro-
zentsätze. 
Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf unter https://www.olg-duessel-
dorf.nrw.de - Schnellzugriff - Düsseldorfer Tabelle. 
 
 

Sonstiges 
 
Die neue Überbrückungshilfe III mit der 
"Dezemberhilfe" und der "Neustarthilfe" 
für Soloselbstständige 
  
Die Überbrückungshilfe II läuft bis zum 31.12.2020 und kann 
noch bis 31.1.2021 beantragt werden. Sie wird als Überbrü-
ckungshilfe III bis Ende Juni 2021 fortgeführt und erweitert. 
Unter anderem werden die Ansetzbarkeit von Ausgaben für In-
standhaltung, Modernisierungsmaßnahmen zur Erfüllung von 
Hygienemaßnahmen oder auch von Kosten für Abschreibungen 
verbessert. Bei der Höhe sind anstelle von bislang max. 50.000 
€ künftig bis zu max. 200.000 € pro Monat Betriebskostener-
stattung möglich. Verbesserungen gibt es auch bei der Förde-
rung der Reisebranche bzw. der Kultur. 
 
Die Dezemberhilfe folgt der Novemberhilfe in Art und Ausge-
staltung und fördert Unternehmen, Selbstständige und Ver-
eine/Einrichtungen, die von den temporären Schließungen er-
fasst sind. Dazu gehören auch Hotelbetriebe und Unterneh-
men, die von den Maßnahmen indirekt betroffen sind. Geför-
dert werden bis zu 75 % des Vergleichsumsatzes im Jahr 2019 
für den Zeitraum der Schließung. 



 
Die neue Überbrückungshilfe III enthält auch die sog. "Neu-
starthilfe" für Soloselbssttständige. Dazu wird die bisherige Er-
stattung von Fixkosten ergänzt um eine einmalige Betriebskos-
tenpauschale (Neustarthilfe). Sie beträgt - unter weiteren Vo-
raussetzungen - bis zu 5.000 € für den Zeitraum bis Ende Juni 
2021 als steuerbarer Zuschuss. Damit können Soloselbständige 
einmalig 25 % des Umsatzes des entsprechenden (siebenmo-
natigen) Vorkrisenzeitraums 2019 erhalten. Die Anträge kön-
nen nach Programmstart im neuen Jahr gestellt werden. Sie 
wird aufgrund ihrer Zweckbindung nicht auf Leistungen der 
Grund­sicherung u.Ä. angerechnet. 


